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Nina Fargahi

Wir brauchtenmehr Lehrlinge
undweniger Studenten, sagte
WirtschaftsexperteMathias
Binswanger kürzlich in dieser
Zeitung. Frau Leemann,
warumhat Sie das gestört?
Auch Lehrlinge können und sol-
len heute ein Studium ergreifen,
denn die Anforderungen in der
Berufswelt steigen stetig. Herr
Binswanger hat eine erstaunlich
enge und elitäreVorstellung von
hochschulischer Bildung. Geht
es nach ihm, können nur sehr
wenige eine akademische Aus-
bildung absolvieren. Nämlich
die, die zum Beispiel sehr früh
analytische Fähigkeiten zeigen.
Aber in den Bildungswissen-
schaften haben wir ein anderes
Menschenbild.

Was für eines?
Wir gehen davon aus, dass Fä-
higkeiten durch Bildung, also
durch Sozialisations- und Lern-
prozesse, erworbenwerden. Eine
Biografie ist nicht statisch, nur
selten ist heute ein Bildungsweg
bereitsmit 20 Jahren abgeschlos-
sen.Und eine höhere Bildung ist
nicht ausschliesslich für Nobel-
preisträger gedacht.

Allerdings benötigen in der
Schweizmittlerweile auch
Kindergärtnerinnen einen
Bachelorabschluss, obwohl
der Umgangmit Kleinkindern
kaum bei einerVorlesung
erworbenwird.
Die Lehrperson des Kindergar-
tens hütet nicht einfach Fünfjäh-
rige, sondernmuss diese Kinder
mit wissenschaftlich gestützten
Erkenntnissen und pädagogi-
schen Mitteln in ihrer Entwick-
lung fördern. Gerade die früh-
kindliche Bildung ist etwas vom
Anspruchsvollsten.Kinderwach-
sen mit gänzlich unterschiedli-
chen und ungleichen Voraus
setzungen auf, erfahren aber in
der Schule mehr oder weniger
den gleichen Start imLernen.Um
diese Kompetenzen aufzubauen,
besuchen die Studierenden theo
rie- und praxisbezogene Vor
lesungen, absolvieren aber auch
Praktika, in denen sie dieses
theoretische Wissen mit den
Handlungspraktiken verbinden
und reflektieren müssen.

Gilt das auch für eine Köchin
oder einenMaurer?
Sowohl die Köchin als auch der
Maurer entwickeln sich in ihrem
40- bis 50-jährigen Berufsleben
weiter. Die Köchin besucht viel-
leicht die Hotelfachschule und
wird eines Tages ein Hotel füh-
ren, der Maurer möchte nach
einigen Jahren körperlicher
Schwerstarbeitmehr im sozialen
Bereich tätig sein und studiert
an einer Fachhochschule Soziale
Arbeit. Um diese Bildungswege
einschlagen zu können, ist es
zentral, dass schon in der beruf-
lichen Grundbildung die Basis
gelegt wird.

Es gibt allerdings Berufe, bei
denenmal das Praktische,mal
das Theoretische überwiegt.
Einen Gegensatz zwischen
«Kopfarbeit» oder «Handarbeit»
zu postulieren,macht heute kei-
nen Sinn mehr. Den klassischen
Handwerker gibt es nicht mehr,
überall braucht es eine Vielzahl

von verschiedenen Qualifikatio-
nen. Egal, ob Ärztin, Schreiner
oder Juristin: Alle müssen heute
über abstraktes, theoretisches
und fachbezogenes Wissen ver-
fügen.Auch derVelomechaniker
muss viel Wissen über Digitali-
sierung und Mechanik besitzen.
Zudem sind sogenannte Schlüs-
selkompetenzen wie analyti-
sches, kreatives Denken, Kom-

munikations- undKooperations-
fähigkeit oder Lernstrategien
immer wichtiger, da sich die
Arbeitsanforderungen und Be-
rufsprofile immer schneller ver-
ändern. Das lebenslange Lernen
nimmt einen immerwichtigeren
Stellenwert ein.

Aberwird dem akademischen
Bildungsweg nicht viel zu viel
Anerkennung in Formvon
Lohn und Prestige eingeräumt,
während es hierzulande
an Köchen, Pflegenden
und Lehrkräftenmangelt?
AuchderPflegefachmannoderdie
Primarlehrerin haben mit einem
Abschluss an einer Fachhoch-
schule oder einer Pädagogischen
Hochschule einen akademischen
Bildungsweg eingeschlagen. Ihr
Lohn ist aber wohl im Durch-
schnitt geringer als jener einer
Chirurgin odereinesAnwalts.Wir
leben in einer Leistungsgesell-
schaft, in der ein langer, intellek-
tuell anspruchsvoller Bildungs-
weg höher gewertet und deshalb
besser entlöhnt wird als «hand-
werkliche»Berufewie eineKöchin

oder ein Maurer.Wenn zum Bei-
spiel ein Buschauffeur ohne Be-
rufsabschluss mehr oder gleich
viel verdienen würde wie eine
Ärztin und das gleiche Ansehen
hätte, dann würde kaum jemand
diesen langen Bildungsweg auf
sich nehmen.

Alsomüssten handwerkliche
Berufe bessergestellt werden?
In der Schweiz haben wir grös-
sere Lohngefälle zwischen ver-
schiedenen Berufsgruppen ver-
glichen mit anderen Ländern,
wie zum Beispiel Dänemark.
Meiner Meinung nach ginge es
vor allem darum, diesen Graben
zu verkleinern. Das heisst: Pfle-
gendemüsstenmehr verdienen,
dafür Chefärzte weniger.

Soll Akademikern der Lohn
gekürztwerden?
Nicht denAkademikern generell,
sondern den Grossverdienern.
Akademiker ist ein Schimpfwort
geworden, weil viele den abge-
hobenenWissenschaftler im El-
fenbeinturm vor Augen haben.
Aber «akademisch»meint in ers-

ter Linie, dass eine Berufsausbil-
dung – egal, ob an der Fachhoch-
schule, der PädagogischenHoch-
schule oder derUniversität – auf
wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen basiert. Das umfasst immer
auch praktische Kompetenzen.
Es gibt keine sogenannten aka-
demischen Berufe, die nicht auch
Praxiswissen erfordern und
diese in Praktika einüben. Sogar
in der Soziologie haben wir Me-
thodenpraktika, um das Hand-
werk der sozialwissenschaftli-
chen Forschung zu erlernen.

Wieso fehlt es in der Schweiz
an Köchen, Pflegenden und
Lehrpersonen?
Wir importieren zurzeit 40 Pro-
zent der tertiär gebildeten Fach-
kräfte aus dem Ausland. Die
Herausforderung der Bildungs
politik ist es, mehr junge
Menschen darin zu fördern und
zu bestärken, sich nach einem
Abschluss auf Sekundarstufe auf
Tertiärstufe weiterzuqualifizie-
ren. Hier müssen wir neben den
Hochschulen auch die höhere
Berufsbildung einschliessen.Wir

brauchen gut qualifizierte Fach-
kräfte in allen Berufen. Zu viele
Jugendliche, insbesondere aus
sozial benachteiligten Familien,
habenweniger Bildungschancen
und erreichen keinen berufs
bildendenAbschluss. Siewerden
in sozial schwachen Verhältnis-
sen leben, was wiederum die
Bildungschancen ihrer Nach-
kommen behindert.Wir nennen
das Reproduktion von Bildungs-
ungleichheit.

Was kannman gegen diese
Bildungsungleichheit tun?
Kinderwerden nach der Primar-
schule in Leistungsniveaus ein-
geteilt – das ist ein Problem.
Dennwer im tiefstenNiveau lan-
det, und das sind gerade über-
proportional Kinder aus sozial
benachteiligten Situationen,
lernt weniger und wird bei der
Lehrstellensuche stigmatisiert.
Dabei hätten diese Kinder viel
Potenzial,würden sie richtig ge-
fördert werden. Genau deshalb
müssen zumBeispiel Lehrkräfte
an denHochschulen ausgebildet
werden, um sie für solche Phä-
nomene zu sensibilisieren. Das
lernt man nicht «on the job».

«Akademiker ist ein Schimpfwort geworden»
Expertin zum Bildungssystem Braucht die Schweiz mehr Lehrlinge und weniger Studierende? Regula Leemann sagt,
dieser Gegensatz gelte nicht mehr. Und fordert mehr Lohn für Pflegende – auf Kosten von deren Vorgesetzten.

Lehren die Schweizer Hochschulen zu viel Theorie und zu wenig Praxis? Vorlesung an der Universität St.Gallen. Foto: Keystone

«Kinder werden
nach der
Primarschule in
Leistungsniveaus
eingeteilt – das
ist ein Problem.»

Sie kennt alle Bildungswege

Regula Julia Leemann (62) ist
Professorin für Bildungssoziologie
an der Pädagogischen Hoch­
schule FHNW. Zusätzlich lehrt sie
als Dozentin am Institut für
Bildungswissenschaften der
Universität Basel. Sie forscht,
unterstützt vom Schweizerischen
Nationalfonds, zu Fragen der
bildungspolitischen Steuerung der
Bildungswege in der Schweiz.
Leemann ist Co-Autorin der
Publikation «Tertiarisierungsdruck.
Herausforderungen für das Bil­
dungssystem, den Arbeitsmarkt
und das Individuum». (nif)

Zu hohe Maturitätsquoten?

Mathias Binswanger, Professor
für Volkswirtschaftslehre an der
Fachhochschule Nordwestschweiz
und Privatdozent an der Universi­
tät St.Gallen, hat in einem Inter­
view mit dieser Zeitung Anfang
August das Schweizer Bildungs­
system kritisiert. Er sagte, dass zu
viele Jugendliche ans Gymnasium
geschickt würden, die «mittel­
mässige Akademiker» statt poten­
ziell gute Handwerker würden.
Er macht unter anderem falsche
Anreize im Bildungssystem für den
Fachkräftemangel verantwortlich:
«Der Bund zahlt die Universitäten
und Fachhochschulen nach
Anzahl der Studenten und Ab­
schlüsse. Also geht es diesen
darum, möglichst viele Studenten
mit möglichst vielen Abschlüssen
zu haben. Das klappt aber nur,
wenn man weniger streng als
die Konkurrenz ist. So nivelliert
sich das Niveau nach unten.»
Zwar werde an Hochschulen auch
Exzellenz gefördert, aber das gelte
nicht für die Mehrheit. (nif)
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Eigenmietwert Nach dem Ja des
Ständerates zurAbschaffung des
Eigenmietwerts will nun die
Mehrheit der nationalrätlichen
Wirtschaftskommission (WAK-N)
gleichziehen. Sie wünscht einen
Systemwechsel bei der Be
steuerung von Wohneigentum,
der auch Zweitwohnungen ein-
schliesst.

Gegenüber dem Ständerats-
beschlusswill dieWAK-N zudem
Abzüge für das Energiesparen
und fürRückbauten auf Bundes-
und auch auf Kantonsebene
weiterhin zulassen.Abzugsfähig
sein sollen zudem auch tatsäch-
liche Unterhaltskosten. Bei den
Hypothekarzinsenwill dieMehr-
heit Abzüge bis zu 100 Prozent
der steuerbaren Vermögens
erträge zulassen.

Die Abschaffung der Besteu-
erung des Eigenmietwerts auf
Bundes- und Kantonsebenewird
seit Jahren diskutiert. Im Herbst
soll der Nationalrat sich damit
befassen. (sda)

Hauseigentümer
sollen steuerlich
entlastet werden

Erbschaftssteuer Die Jungsozia-
listinnen und Jungsozialisten
(Juso) haben gestern die Volks-
initiative «für eine Zukunft»
lanciert. Laut Initiativtext soll der
Bund künftig eine Steuer «zum
Aufbau und Erhalt einer lebens-
werten Zukunft» eintreiben.
Dies auf dem Nachlass und den
Schenkungen von natürlichen
Personen.Der Steuersatz beträgt
50 Prozent, doch erst ab einem
Freibetrag von 50Millionenwird
die Steuer erhoben.

Die Juso gehendavonaus,dass
in der Schweiz rund 2000 Perso-
nen von der Steuer betroffen
wären. Den Ertrag schätzen sie
auf sechsMilliarden Franken pro
Jahr. Das Geld soll «zur sozial
gerechten Bekämpfung der
Klimakrise sowie für den dafür
notwendigenUmbauderGesamt-
wirtschaft» verwendet werden.
BisMitte Februar haben die Initi-
antinnenund InitiantennunZeit,
die notwendigen 100’000 Unter-
schriften zu sammeln. (sda)

Juso wollen Reiche
für Klimaschutz
zahlen lassen

Ukraine Die Schweiz schliesst sich
denSanktionenderEUgegenden
früheren ukrainischen Präsiden-
ten Wiktor Janukowitsch und
dessen Sohn an. Sie stehen neu
auf der Liste jener Personen, für
die im Zusammenhang mit dem
Krieg in derUkraineReiseverbote
und Finanzsanktionen gelten.
Dermittlerweile 72-jährige Janu-
kowitsch war von 2010 bis 2014
Präsident der Ukraine.

Vater und Sohn seien verant-
wortlich für die Unterstützung
undUmsetzungvonHandlungen,
die die territorialeUnversehrtheit,
Souveränität und Unabhängig-
keit derUkraine bedrohten,heisst
es im entsprechendenBeschluss.
Wiktor Janukowitsch sei zuletzt
Teil einer russischen Sonder
operation gewesen, die das Ziel
gehabt habe, ihn während der
ersten Phase des russischen
Angriffskriegs gegen die Ukraine
wieder als Präsident des Landes
einzusetzen. (sda)

Bund sanktioniert
Ex-Präsident
Janukowitsch

Charlotte Walser

Vor einigen Monaten hat der
Bundesrat Massnahmen verab-
schiedet, um die Versorgungs
sicherheit imWinter zu erhöhen:
eine Wasserkraftreserve bereits
für nächsten Winter und ab
2025 Gaskraftwerke als zweite
Reserve. Wegen der drohenden
Mangellage infolge des Ukraine-
Krieges sollen nun beide Reser-
ven bereits kommenden Winter
zur Verfügung stehen. Gestern
hat die Landesregierung be-
schlossen, dass das Energie
departement (Uvek) und das
Wirtschaftsdepartement (WBF)
Vertragsverhandlungen zum
Einsatz von Reservekraftwerken
führen können.Wir beantworten
die wichtigsten Fragen dazu:

—Wann kämen die Gas-/
Ölkraftwerke zum Einsatz?
Die Kraftwerke sollen nur in
einer Notsituation zum Einsatz
kommen – während weniger
Tage, wenn der Strommarkt die
Nachfrage vorübergehend nicht
decken kann.

—Wo stehen die Kraftwerke?
VorAbschlussderVerhandlungen
gibt der Bund darüber keine
Auskunft. Eswird damit gerech-
net, dass die Verträge in den
nächstenWochen abgeschlossen
werden. Klar ist: Wegen der un-
sicheren Gasversorgung sollen
dieAnlagen auchmit Öl funktio
nieren. Geprüft wurden zum ei-
nen bestehende Gaskraftwerke
wie jenes in Birr im Kanton Aar-

gau, zum anderen neue mobile
Anlagen.

—Wie viel Strom könnten
die Kraftwerke liefern?
Laut dem Uvek stünde mit den
Reservekraftwerken ein Poten-
zial von insgesamt über 300Me-
gawatt Leistung für den Einsatz
im Spätwinter zur Verfügung.
Dies entspricht etwa 80 Prozent
des abgeschalteten Atomkraft-
werks Mühleberg.

—Sind Gas- und Ölkraftwerke
nicht umweltschädlich?
Würdevorübergehend Stromaus
Öl produziert, müssten die
Grenzwerte für Luftverschmut-
zung und Lärm temporär aufge-
hobenwerden. DieAbklärungen
zur Anpassung der Verordnun-
gen laufen.Die Reservekraftwer-
ke sollen ausserdem dem CO2-
Emissionshandelssystem unter-
stellt werden.

—Kann das Parlament
mitreden?
Nein.Die rechtlichenGrundlagen
will der Bundesrat vorerst selber
erlassen – in einer Verordnung,
die spätestens Mitte Februar
2023 in Kraft treten soll. Später
soll das Parlament über gesetz-
liche Regeln entscheiden. Gere-
geltwerdenmüssen die Entschä-
digung für die Betreiber sowie
die Zuständigkeiten für den
Abruf im Bedarfsfall. So ist bei-
spielsweise zu klären, wann die
Wasserkraftreserve und wann
die Gas-/Ölkraftwerkreserve ab-
gerufen wird. Zur Finanzierung

wird der Bundesrat dem Parla-
ment Kredite beantragen.

—Was sind die Reaktionen
auf den Entscheid?
Kritisch äussern sich die Grünen
und die Grünliberalen. Grünen-
FraktionschefinAlineTrede stellt
sich zwar nicht kategorisch da-
gegen, imNotfall vorübergehend
Strom aus Öl und Gas zu produ-
zieren. Dass der Bundesrat das
insAuge fasse, bevor erEffizienz-
und Sparmassnahmen ergreife,
sei aber unverständlich und
«kommunikativ total falsch»,
sagt Trede. «Jetzt wäre der Mo-
ment für einen grossen Schritt
bei der Energieeffizienz.» Auch
GLP-Nationalrat Beat Flach sagt,
das Sparpotenzial sei riesig.
«20 Prozent des Stroms werden
unsinnig verbraten.» Bevor mit
dem Verbrennen von Öl die Ge-
sundheit der Bevölkerung ge-
fährdet werde, müsse sich das

ändern. Eine Sensibilisierungs-
kampagne des Bundes ist für
Ende August angekündigt.

Energiepolitiker anderer Par-
teien begrüssen, dass der Bun-
desrat vorsorgt. «Kurzfristig geht
es nicht anders, die Stromversor-
gung hat Priorität», sagt SVP-Na-
tionalrat Christian Imark.Wegen
der Energiestrategie seien nun
solche Massnahmen nötig. SP-
Fraktionschef Roger Nordmann
widerspricht: «Gescheitert ist die
Öl-, Gas- und Uran-Importstra-
tegie der SVP», sagt er. Die
Schweiz habe zu wenig in den
Ausbau erneuerbarer Energien
investiert. Dass nun für denNot-
fall vorgesorgtwerdenmüsse, sei
unschön, aber nötig.

—Wie gross ist die
Wasserkraftreserve?
Darüber wird die Elektrizitäts-
kommission demnächst ent-
scheiden. Vorgesehen ist, dass

die Betreiber von Speicherkraft-
werken eine bestimmte Menge
Energie zurückbehalten, die bei
Bedarf abgerufen werden kann.
Dafür sollen sie entschädigtwer-
den, weil sie dadurch weniger
Strom verkaufen können. Vor-
aussichtlich Anfang September
erfolgt die Ausschreibung.

—Sindweitere Massnahmen
in Planung?
Der Bund prüft weiter, ob beste-
hendeNotstromaggregate alsRe-
serve genutztwerdenkönnten. In
derSchweiz gibt es rund300Not-
stromaggregatemit einerGesamt-
leistung von rund 280Megawatt.
Diese könnten für Systemdienst-
leistungen eingesetzt werden.
Ausserdemsoll die Betriebsspan-
nung von wichtigen Übertra-
gungsleitungen erhöht werden,
um Engpässe zu entschärfen.
Ferner hat der Bundesrat be-
schlossen, die Flächen entlang
von Nationalstrassen kostenlos
fürdie ProduktionvonStromaus
Fotovoltaik zurVerfügungzu stel-
len, etwa Lärmschutzwände und
Rastplätze. Voraussichtlich Ende
Jahrwird einBewerbungsverfah-
ren durchgeführt. Das Potenzial
vonFotovoltaik entlangderNatio
nalstrassen beträgt 55 Gigawatt-
stunden pro Jahr. Ein Teil wird
bereits genutzt.

Vor einigen Wochen hatten
der Bund und die Branche be-
kannt gegeben, was im Falle ei-
ner Strommangellage geschehen
würde. Vorgesehen ist ein Stu-
fenplan. In einem ersten Schritt
gäbe es Sparappelle.

Der Bundwill imNotfall Strom
aus Öl und Gas produzieren
Versorgung in der Energiekrise Die Schweiz will schon kommendenWinter in einer Notfallsituation
vorübergehend auf Reservekraftwerke setzen. Wo stehen diese? Wann kämen sie zum Einsatz?

Anlagen wie diese könnten wieder zum Einsatz kommen: Das mit Schweröl beheizte Wärmekraftwerk Chavalon bei Vouvry VS war von 1965 bis 1999 in Betrieb. Foto: Keystone

Ständeratskommission brütet über Ausbau der Erneuerbaren

Die Energiekommission des
Ständerates (Urek-S) hat gestern
erneut über den sogenannten
Mantelerlass beraten, die
Gesetzesvorlage für eine sichere
Stromversorgung mit erneuer
baren Energien. Die Vorlage ist
seit über einem Jahr in der Kom-
mission hängig. Dem Vernehmen
nach hat die Urek jedoch weiterhin
keine wichtigen Entscheide gefällt.
Es gehe nicht voran, sagen
einzelne Mitglieder. Die Beratun-
gen werden heute fortgesetzt,

mehrere Zusatzsitzungen sind
geplant. Das Ziel bleibt, dass der
Ständerat in der Herbstsession
über die Vorlage beraten kann.
Im Mantelerlass sollen verbind
liche Zielwerte für den Ausbau
der Wasserkraft und anderer
erneuerbarer Energien sowie für
die Senkung des Energie- und
Stromverbrauchs festgelegt
werden. Der Urek liegen zahlrei-
che umstrittene Änderungsanträge
vor. Auch Sofortmassnahmen
stehen zur Diskussion. (wal)


